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1. AUFGABE UND INHALTE DER PLANUNG 
Hauptverursacher des Klimawandels ist der Ausstoß von Kohlendioxid (CO2) durch die 
Verbrennung fossiler Rohstoffe zur Energiegewinnung. Eine Photovoltaikanlage dient der 
Umwandlung der Sonnenenergie in elektrische Energie. Die Stromerzeugung erfolgt 
emissionsfrei. Daher ist die Nutzung der Sonnenenergie eine zukunftsorientierte, 
klimaschützende Möglichkeit zur Deckung des Energiebedarfs. 
Ein Grundsatz der Raumordnung und Landesplanung in Bezug auf die Energiepolitik besteht 
darin, den Anteil erneuerbarer Energien insbesondere auch der Sonnenenergie aus 
Gründen des Ressourcen- und Klimaschutzes sowie der Versorgungssicherheit zu erhöhen. 
Die vorrangige Nutzung versiegelter Flächen oder geeigneter Konversionsflächen schließt 
aber eine Inanspruchnahme von Ackerflächen entlang der Autobahnen und Schienenwege 
nicht aus. Da diese Flächen durch Lärm und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs 
belastet und deshalb sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch weniger wertvoll sind, hat die 
Förderpolitik durch das EEG entsprechende Anreize geschaffen, diese Flächen zur 
Solarstromerzeugung zu nutzen. 
 
Mit der Änderung des EEG vom 01.07.2010 wurde deshalb im Rahmen des § 32 Abs. 3 Nr. 
4 EEG ein neues Flächenkriterium eingeführt. Nach diesem Flächenkriterium können PV-
Anlagen an Verkehrswegen (Autobahnen und Bahnstrecken) unter den folgenden 
Voraussetzungen eine EEG Vergütung erhalten: 
• Die PV-Anlage muss im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der zumindest auch zu 

diesem Zweck nach dem 01.09.2003 aufgestellt oder geändert wurde, errichtet werden. 
• Die PV-Anlage muss in einer Entfernung von bis zu 110 m, gemessen vom äußeren 

Rand der befestigten Fahrbahn, längs an einer Autobahn bzw. eine Schienenweges 
liegen. 

 
Mit der EEG-Novelle 2021 wurde ein klares Zukunftssignal für mehr Klimaschutz und mehr 
erneuerbare Energien gesetzt. Das Ziel, die Erzeugung und den Verbrauch von Strom in 
Deutschland bis 2045 treibhausgasneutral zu gestalten, setzt voraus, die Energieversorgung 
auf erneuerbare Energien umzustellen. Als Zwischenziel wurde eine Steigerung des Anteils 
erneuerbarer Energien auf 65 % bis 2030 vereinbart. 
Die Festlegung auf einen 200 m Korridor entlang der Bahntrasse erfolgt auf Grundlage des 
novellierten EEG 2021. 
 
Der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern hat nunmehr den Weg frei gemacht, PV-
Anlagen unter bestimmten Kriterien auch auf landwirtschaftlichen Flächen zu errichten. Um 
von dem bestehenden Ziel der Raumordnung, das besagt, dass Freiflächen-PV-Anlagen nur 
im 110-m-Streifen neben Verkehrstrassen und auf Konversionsstandorten zulässig sind, sind 
entsprechende Projekte über ein Zielabweichungsverfahren zu genehmigen.  
 
Da die Errichtung der Solaranlage von wirtschaftlicher Bedeutung für die Gemeinde ist und 
die Energiepolitik des Landes zur Förderung erneuerbarer Energien unterstützt, hat die 
Gemeinde Benz beschlossen, mit dem Bebauungsplan Nr. 7 hierfür die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. 
Der Vorhabenträger hat sich verpflichtet, alle im Zusammenhang mit der Planaufstellung, der 
Erschließung und Kompensation entstehenden Kosten zu tragen, hierzu wird ein 
städtebaulicher Vertrag geschlossen. Eine Vorhabenbeschreibung ist der Begründung zum 
Bebauungsplan als Anlage beigefügt. 
 
Durch die zeitliche Befristung der Betriebsdauer auf 30 Jahre mit anschließender 
Folgenutzung der Flächen für die Landwirtschaft, wird dem Grundsatz der 
landwirtschaftlichen Bodennutzung langfristig Rechnung getragen. 
 
Nach Ablauf der Betriebsdauer erfolgt ein Rückbau der Solaranlage und die Flächen werden 
wieder der landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt. Alle Komponenten der PV-Anlage 
werden einem geordneten Recycling und dadurch dem Wertstoffkreislauf zugeführt. 
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FLÄCHENNUTZUNGSPLAN, ENTWICKLUNGSGEBOT NACH § 8 ABS. 2 BAUGB 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln (Entwicklungsgebot). Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Benz ist 
das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 7 „Freiflächenphotovoltaikanlage Kalsow, an der 
Bahnstrecke Wismar-Rostock“ als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Um die 
Planungen der Gemeinde in Übereinstimmung zu bringen, wird auf Beschluss der 
Gemeindevertretung der wirksame Flächennutzungsplan im Parallelverfahren mit der 
Zielstellung geändert, den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7 als Sonstiges 
Sondergebiet nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage“ 
auszuweisen.  
 
 
UMWANDLUNG VON LANDWIRTSCHAFTLICH GENUTZTEN BÖDEN IM HINBLICK AUF 
DIE ZIELE DER RAUMORDNUNG 

 
Plangebiet auf Karte mit gekennzeichneten Böden mit Ackerzahlen 50  
 
Die von der Planung umfassten Flächen im 110 m – Korridor entlang der Bahntrasse 
(BEREICH 1) weisen vereinzelt Werte von mehr als 50 Bodenpunkten auf. Das LEP M-V 
enthält bezüglich landwirtschaftlich genutzter Flächen folgende Aussagen: 
 
4.5  Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei 
(2)  Die landwirtschaftliche Nutzung von Flächen darf ab der Wertzahl 50 nicht in andere 

Nutzungen umgewandelt werden.       (Z) 
 
5.3  Energie 
(9)  ……… 

Landwirtschaftlich genutzte Flächen dürfen nur in einem Streifen von 110 Metern 
beiderseits von Autobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen für Freiflächen-
photovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden.    (Z) 

 
Gemäß behördlicher Abstimmung zum LEP M-V kann folgende Verfahrensweise zur 
Anwendung kommen. 
Gemäß Schreiben des Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung M-V vom 
17.08.2017 an die Ämter für Raumordnung und Landesplanung M-V „Sollen mit 
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Planungen/Maßnahmen/Vorhaben landwirtschaftlich genutzte Flächen in eine andere 
Nutzung umgewandelt werden, so ist bis zu einer Flächengröße von 5 ha die Umwandlung 
der Böden mit einer Wertzahl ab 50 nicht raumbedeutsam. In diesem Fall stehen Ziele der 
Raumordnung der Planung/Maßnahme/Vorhaben nicht entgegen, denn nur raumbe-
deutsame Planungen/Maßnahmen/Vorhaben sind von den Zielen der Raumordnung 
erfasst.“ 
 
FAZIT: 
Der Bebauungsplan umfasst im 110 m - Korridor eine Fläche von 14,49 ha. Davon werden 
0,92 ha landwirtschaftlich genutzte Fläche mit einer Wertzahl ab 50 zur Errichtung der PV-
Anlage genutzt. Damit ist das Vorhaben nicht raumbedeutsam und nicht von den o.g. Zielen 
der Raumordnung erfasst.  
 
ABWEICHEICHUNG VON DEN ZIELEN DES LANDESRAUMENTWICKLUNGSPLANES 
(LEP) 
Das Plangebiet umfasst 3 Bereiche, wobei die Entwicklung des Bereiches 2 und 3 von den 
Zielen des Landesraumentwicklungsprogramms M-V abweichen.  
 
Die Bereiche 2 und 3 umfassen einen im Bundesgesetz (EEG 2021) verankerten bis zu 200 
m breiten bahnparallelen Bereich.  
 
Zur Unterstützung der Energiepolitik des Landes M-V erfolgt für den Bereich 2 die 
bauleitplanerischer Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes im Sinne des § 11 Abs. 2 
BauNVO mit der Zweckbestimmung "Photovoltaik-Anlage" und mit zeitlicher Befristung (30 
Jahre) des Betriebes der PVA. Die im Bereich 2 liegenden Flächen mit Wertzahlen > 40 
haben insgesamt eine Größe von unter 5,0 ha und sind damit nicht raumbedeutsam. Für den 
Bereich 2 wurde im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens die Genehmigung beantragt. 
 
Der Bereich 3 umfasst eine Fläche von ca. 2,8 ha und weist im Wesentlichen eine 
Bodenwertzahl > 40 auf. Die Gemeinde wird in Abhängigkeit von der Vereinbarkeit mit den 
Zielen der Raumordnung die Bereiche 2 und 3 durch Teilbekanntmachung rechtsverbindlich 
machen. 

2. GRUNDLAGEN DER PLANUNG / AUFSTELLUNGSVERFAHREN 
Folgende Gesetze und Rechtsverordnungen bilden die Grundlagen für die Aufstellung des 
Bebauungsplanes: 
• der § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 

November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) sowie 

• die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802) und 

• die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 
58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), 

• der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S 777), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467) 

 
Plangrundlage ist der Lage- und Höhenplan - Angefertigt aufgrund amtlicher Unterlagen und 
eigener örtlicher Aufnahme durch Vermessungsbüro Christopher Sohn 
Gemessen:   09/2021 
Lagebezug:  ETRS89/UTM Z33(N) 
Höhenbezug: DHHN92 
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3. GELTUNGSBEREICH 
Das Plangebiet befindet sich in der Gemeinde Benz in der Gemarkung Kalsow, Flur 1 und 
umfasst Teilflächen der Flurstücke 4, 7, 8, 116, 118,123,124 und 125 . 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von insgesamt 
ca. 25,7 ha nördlich der Bahnstrecke Wismar – Rostock. Begrenzt wird das Plangebiet  
im Westen  durch landwirtschaftliche Nutzfläche, überlagert durch das 

Windeignungsgebiet 9/21 Rohlstorf 
im Nordwesten durch landwirtschaftliche Nutzfläche und den Windpark Rohlstorf 
im Norden durch die Gemeindegrenze Benz/ Neuburg und  
im Südosten durch die Bahnanlagen Wismar – Rostock. 
Die Grenzen des Plangeltungsbereiches sind im Teil A - Planzeichnung des 
Bebauungsplanes festgesetzt. 

4. PLANINHALTE UND FESTSETZUNGEN 

4.1 BAUPLANUNGS- UND BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Die Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bauweise erfolgt 
unter Berücksichtigung der geplanten Nutzungen. 

4.1.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
In der vorliegenden Planung wird das Baugebiet als Sonstiges Sondergebiet nach §11 der 
BauNVO mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Anlage“ festgesetzt.  
Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sind die Errichtung und 
der Betrieb einer Photovoltaik-Anlage zur Umwandlung von Solarenergie in elektr. Strom, 
der in das öffentliche Netz eingespeist wird, zulässig. 
Zulässige bauliche Anlagen und Nutzungen sind im Einzelnen:  
• fest aufgeständerte mono- oder polykristalline Photovoltaikmodule 
• Wechselrichterstationen 
• Trafostationen (Trafos) 
• Batteriespeicher 
• die Einzäunung der Photovoltaikfreiflächen-Anlage bis 2,20 m Höhe, auch außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen 
 
Die Photovoltaikfreiflächenanlage ist nur als zeitlich begrenzte Zwischennutzung für 30 
Jahre zulässig. Die Frist beginnt mit dem Folgejahr nach Inbetriebnahme und endet am 
31.12.2054. Als Folgenutzung wird die landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt. 

4.1.2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl und die maximale Höhe 
der baulichen Anlagen bestimmt.  
 
Die Bezugspunkte der festgesetzten Höhe der baulichen Anlage sind wie folgt definiert: 
• als unterer Bezugspunkt gilt die vorhandene Geländeoberfläche und 
• als oberer Bezugspunkt die obere Begrenzungslinie der baulichen Anlagen. 
 
Die Höhe baulicher Anlagen wird dann als der senkrecht (lotrecht) gemessene Abstand des 
obersten Bezugspunktes der baulichen Anlage und der Geländeoberfläche bestimmt. 

4.1.3 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen 
 bestimmt.  
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4.1.4 VERKEHRLICHE ERSCHLIEßUNG - VERKEHRSFLÄCHEN  
Das Plangebiet wird durch den bereits vorhandenen Wirtschaftsweg erschlossen. Er führt 
durch die Ortslage Kalsow über einen unbeschrankten Bahnübergang ins Plangebiet. 
 
Der Verkehrsablauf und die Sicherheit im Straßenverkehr besitzen gegenüber den Baumaß-
nahmen, die zur Einschränkung bzw. zeitweiligen Aufhebung der öffentlichen Nutzung von 
Straßen führen, den Vorrang. Diese Grundsätze sind bereits in der Phase der Vorbereitung 
der Baumaßnahme zu beachten. 
Alle Baumaßnahmen bzw. Beeinträchtigungen, die den Straßenkörper mit seinen 
Nebenanlagen betreffen, sind mit dem zuständigen Straßenbaulastträger abzustimmen. 
Der im Plangebiet vorhandene Wirtschaftsweg wird in der Planung dargestellt. Durch die 
Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen ist seine Nutzung auch weiterhin 
gewährleistet.  

4.1.5 EINFRIEDUNG 
Für die PV-Anlage ist eine Einfriedung mit einer maximalen Höhe von 2,20 m zulässig. Die 
Errichtung der Einfriedung ist als Nebenanlage innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Um Zerschneidungseffekte der Landschaft durch die 
Einfriedung zu minimieren und die Durchlässigkeit für Kleintiere zu gewährleisten, sind die 
Einfriedungen der PV-Anlage mit einer Bodenfreiheit von 20 cm auszubilden. 

5. VER- UND ENTSORGUNGSANLAGEN 

5.1 TRINKWASSERVERSORGUNG 

 Eine Trinkwasserversorgung ist nicht erforderlich.  

5.2 ABWASSERBESEITIGUNG 

5.2.1 SCHMUTZWASSERABLEITUNG 
 Für die geplante Photovoltaik-Anlage ist kein Anschluss an die zentralen Schmutzwasser-
 anlagen notwendig. Bei der Betreibung der Anlage fällt kein Schmutzwasser an. 

5.2.2 NIEDERSCHLAGSWASSERABLEITUNG 
Das auf den Modulen anfallende Niederschlagswasser ist örtlich zu versickern.  
Die Versickerung hat hinsichtlich der Planung, des Baues und des Betriebes nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Wasserwirtschaft zu erfolgen. 
 
Um eine Konzentration und Erosionswirkung des Oberflächenabflusses zu kompensieren, 
werden bei nicht ausreichender Stützfunktion der Vegetationsdecke bedarfsweise zwischen 
den Modulgestellreihen Versickerungsmulden ausgebildet. 
 
Die breitflächige Versickerung des Niederschlagswassers über die Abtropfkannte der 
Module kann erlaubnisfrei erfolgen. Ein Versickerungsnachweis in Abhängigkeit der 
Topographie des Geländes wird empfohlen.  
 
Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines höher 
liegenden bzw. tiefer liegenden Grundstückes behindert oder verstärkt werden. 
Erosionswirkungen und Schäden an Nachbargrundstücken sind durch geeignete 
Maßnahmen auszuschließen. 

5.3 ELEKTROENERGIEVERSORGUNG  

Die Stromeinspeisung erfolgt im Umspannwerk Kalsow in das Netz des örtlichen 
Versorgungsträgers. Die Netzeinspeisung ist beantragt.  
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Eine Mittelspannungsleitung der E.DIS Netz GmbH quert das Plangebiet. Die ungefähre 
Lage dieser Anlage ist im Plan gekennzeichnet. 
Vor dem Beginn der Arbeiten, muss daher eine weitere Auskunft bei der E.DIS Netz GmbH 
eingeholt werden, um eine Ungewissheit hinsichtlich der Leitungsführung auszuräumen. 
Zudem ist eine örtliche Einweisung vor Baubeginn erforderlich. 
Bei Arbeiten im Gefährdungsbereich (Nieder- und Mittelspannung 2 m, Hochspannung 6 m) 
von Verteilungsanlagen ist der genaue Verlauf, insbesondere die Tiefe, durch Graben von 
Suchschlitzen in Handschachtung oder in leitungsschonender Arbeitstechnik, wie z.B. der 
Einsatz eines Saugbaggers, festzustellen. 
Bei Unklarheiten ist in jedem Fall Kontakt mit dem zuständigen Kundencenter/Standort des 
Netzbetreibers aufzunehmen. 
 
Zu den vorhandenen elektrischen Betriebsmitteln sind grundsätzlich Abstände nach DIN 
VDE 0100 und DIN VDE 0101 einzuhalten. Vorhandene und in Betrieb befindliche Kabel 
dürfen weder freigelegt noch überbaut werden. 
Zur Gewährleistung der geforderten Mindesteingrabetiefen sind Abtragungen der Oberfläche 
nicht zulässig. In Kabelnähe ist Handschachtung erforderlich. Sollte eine Umverlegung von 
Anlagen erforderlich werden, ist rechtzeitig ein entsprechender Antrag an das 
versorgungsunternehmen zu stellen. 
 
Grundsätzlich sind für alle Bau- und Planungsarbeiten an bzw. in der Nähe der Anlagen die 
Hinweise aus dem „Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen" der e.dis zu beachten.  

5.4 TELEKOMMUNIKATION 

Im Planungsgebiet befinden sich noch keine Telekommunikationsanlagen der Telekom. 
Die Errichtung neuer Telekommunikationslinien durch Telekom ist zurzeit nicht geplant. 

6. VORBEUGENDER BRANDSCHUTZ / LÖSCHWASSERVERSORGUNG  
Durch den Vorhabenträger ist die Alarmierung der Feuerwehr im Falle eines Brandes bzw. 
anderer Notsituationen sowie deren Zufahrt zur Wechselrichter-/Übergabestation und den 
Transformatoren mittels der im Landkreis gebräuchlichen Feuerwehrschließung zu sichern. 
Informationen hierzu sind von der Brandschutzdienststelle des Landkreises erhältlich.  
Alternativ zur Feuerwehrschließung kann der Zugang auch durch Kontaktaufnahme über ein 
CaII-Center (Leitwarte) mit Code für Schlüsseltresor realisiert werden. 
Die Zufahrtwege sind ordnungsgemäß zu sichern. 
 
Vor Ausführungsbeginn ist eine Abstimmung mit der örtlichen Feuerwehr erforderlich und ein 
Feuerwehrplan nach DIN 14095 zu erarbeiten. 
Die Löschwasserversorgung erfolgt über die vorhandenen Löschfahrzeuge der örtlich 
zuständigen Feuerwehr Benz und der Nachbarwehren Neuburg und Hornstorf. 

7. GEWÄSSERSCHUTZ 
An der äußersten nordöstlichen Grenze des B-Planes quert ein verrohrtes Gewässer II. 
Ordnung (Graben 10/8/1) das Plangebiet. Dieser befindet sich aber außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche. Die ungefähre Lage ist im Plan gekennzeichnet. 
Vorsorglich wird auf den Schutz des Gewässers gemäß § 38 WHG verwiesen. 
Die im Außenbereich geltenden beidseitigen Abstände baulicher Anlagen zu Gewässern 
(5,00 m) sind nach den geltenden wasserrechtlichen Bestimmungen einzuhalten.  
Zu beachten ist, dass die Zugänglichkeit für die Ausführung der Gewässerunterhaltung zu 
diesen Gewässern zweiter Ordnung gewährleistet ist. Dazu sind im Einzelnen 
Abstimmungen mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde und dem Wasser- und 
Bodenverband erforderlich. 
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Allgemein gilt: 
• Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern sind gemäß § 36 WHG so zu 

errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass keine schädlichen 
Gewässerveränderungen zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung nicht mehr 
erschwert wird, als es den Umständen nach unvermeidbar ist. 

• Beim Betrieb der Trafostation werden wassergefährdende Stoffe benutzt. Entsprechend 
§ 20 LWaG M-V ist der zuständigen unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Nordwestmecklenburg dies förmlich anzuzeigen. 

• Mit den Bauarbeiten sind auf den Grundstücken eventuell vorhandene 
Drainageleitungen und sonstige Vorflutleitungen in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten 
bzw. wiederherzustellen.  

• Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B.Hydrauliköl, Dieselkraftstoff) hat 
entsprechend den sicherheitstechnischen Vorschriften zu erfolgen. Bei Havarien mit 
diesen Stoffen ist die Untere Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
unverzüglich zu benachrichtigen. 

• Werden Erdaufschlüsse notwendig, mit denen unmittelbar bzw. mittelbar auf die 
Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt wird, sind diese 
gemäß § 49 WHG i.V. mit § 33 Abs. 1 des LWaG rechtzeitig bei der unteren 
Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für Grundwasserabsenkungen zu. 

• Der Bereich 1 des Sondergebietes wird an seiner nordöstlichen Grenze durch ein 
verrohrtes Gewässer II. Ordnung Graben 10/8/1 gequert. Die genaue Lage ist mit dem 
unterhaltungspflichtigen Wasser – und Bodenverband „Wallensteingraben – Küste“ 
abzustimmen. Auf die Beachtung eines entsprechenden Gewässerrandstreifens gemäß 
§ 38 WHG wird verwiesen. 

• Eventuelle Gewässerkreuzungen gelten als Anlagen am Gewässer und sind 
entsprechend § 82 LWaG rechtzeitig vor Baubeginn mit entsprechenden Unterlagen der 
unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 

8. IMMISSIONSSCHUTZ / BLENDWIRKUNG 

8.1 GENEHMIGUNGSBEDÜRFTIGE ANLAGEN NACH BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZ 
(BIMSCHG) 

lm Planungsbereich und seiner immissionsschutzrelevanten Umgebung befinden sich 
nachfolgende Anlagen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigt bzw. 
angezeigt wurden oder sich im Genehmigungsverfahren befinden: 
 
• GET Windpark KARO GmbH (Windkraftanlage)  
• Windstrom Rohlstorf GmbH & Co.KG (Windkraftanlage)  
• Windstrom Kalsow GmbH & Co.KG (Windkraftanlage)  
• Windstrom Kalsow II GmbH & Co.KG (Windkraftanlage)  
• DIF Windpark Kalsow GmbH & Co.KG (Windkraftanlage)  
• Gewi Windpark GmbH & Co.KG (Windkraftanlage) 
• GbR Dorit und Franz Russ (Windkraftanlage) 
• Bioenergie Hornstorf GmbH (Biogasanlage) 
• Heechhofster GmbH & Co.KG (Anlage zum Halten und zur Aufzucht von Rindern) 
 
Die o.g. Anlagen genießen Bestandschutz und sind bei allen Planungsmaßnahmen zu 
berücksichtigen. 

8.2 IMMISSIONSSCHUTZ UND BLENDUNG - PV-ANLAGE 

Der Betrieb der Photovoltaik-Anlage verläuft emissionsfrei, es kommt zu keinen Lärm-, 
Staub- oder Geruchsbeeinträchtigungen. Der Baustellenverkehr und die Montagearbeiten 
beschränken sich ausschließlich auf die Bauphase. Durch die Verwendung schadstofffreier 
Materialien für die Anlage und deren emissionsfreien Betrieb bestehen durch das Vorhaben 
keine gesundheitlichen Risiken.  
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Nach dem heutigen Stand der Technik liegt der Schalldruckpegel von Wechselrichtern und 
Transformatoren bei einem Immissionspegel, der nur im unmittelbaren Umfeld zu 
Lärmbeeinträchtigungen führen kann. Um Nutzungskonflikte grundsätzlich auszuschließen, 
sind diese so anzuordnen, dass es nicht zu Belästigungen an Wohnstandorten in der 
Nachbarschaft kommen kann. 
 
Eine Freisetzung von boden-, wasser- oder luftgefährdenden Schadstoffen ist 
ausgeschlossen.  
Die elektrischen und magnetischen Felder wirken sich nicht negativ auf umliegende 
Schutzgüter aus, da die Gleich- bzw. Wechselstromfelder nur sehr schwach in unmittelbarer 
Umgebung der Wechselrichter und Trafostationen auftreten. Störungen der Flora und Fauna 
sind nicht zu erwarten. 
 
Die Moduloberflächen verursachen keine relevanten Spiegel- bzw. Blendeffekte, da die 
Strahlungsenergie zum größten Teil adsorbiert wird und Reflexblendungen sich auf den 
Nahbereich der Anlage (wenige Dezimeter) beschränken. 
 
Blendung gegenüber schützenswerter Wohnbebauung 
Die nächstgelegene Wohnbebauung der Ortslage Kalsow befindet sich südlich und die zu 
Wohnzwecken umgenutzten Gebäude des ehemaligen Bahnhofes in Kartlow östlich der 
geplanten PV-Anlage. Die Entfernung zur geplanten Anlage beträgt ca. 250 m. 
In den Hinweisen zur Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen (LAI) vom 
13.09.2012 sind die Bedingungen aufgeführt, die im Jahresverlauf an einem Immissionsort 
überhaupt eine Blendung hervorrufen können. Dies hängt von der Lage des Immissionsorts 
zur Photovoltaikanlage ab. Auf Grund ihrer Lage lassen sich viele Immissionsorte ohne 
genauere Prüfung schon im Vorfeld ausklammern.  
Immissionsorte, die sich weiter als ca. 100 m von einer Photovoltaikanlage entfernt befinden, 
erfahren erfahrungsgemäß nur kurzzeitige Blendwirkungen.  
Immissionsorte, die vorwiegend südlich von einer Photovoltaikanlage gelegen sind, 
brauchen nur bei Photovoltaik-Fassaden (senkrecht angeordnete Photovoltaikmodule) 
berücksichtigt zu werden. 
 
Auf Grund der Entfernung zu den schutzbedürftigen Wohnnutzungen im Ortsteil Kalsow und 
deren Abschirmung durch den Gutspark und Ausgleichspflanzungen in Richtung der PV-
Anlage kann eine Blendwirkung ausgeschlossen werden.  
 
Blendung gegenüber dem Bahnverkehr 
Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der 
Photovoltaikanlage keinerlei negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des 
Eisenbahnbetriebs entstehen können (Sichteinschränkungen der Triebfahrzeugführer durch 
z.B. Blendungen, Reflexionen etc.). 
Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. 
Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. 
Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Vorhaben-
träger entsprechende Abschirmungen anzubringen.  
Zur Klarstellung der Verantwortlichkeit überträgt die Gemeinde diese Forderung durch 
städtebaulichen Vertrag auf den Vorhabenträger. 

9. BODENSCHUTZ, ALTLASTEN UND ABFÄLLE 

9.1 BODENSCHUTZ 

Nach § 4 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz hat jeder, der auf den Boden einwirkt, sich so 
zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderungen hervorgerufen werden und somit 
die Vorschriften dieses Gesetzes eingehalten werden. Die Zielsetzungen und Grundsätze 
des BBodSchG und des Landesbodenschutzgesetzes sind zu berücksichtigen. 
Insbesondere bei bodenschädigenden Prozessen wie z. B. Bodenverdichtungen, 
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Stoffeinträgen ist Vorsorge gegen das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen zu 
treffen. Bodenverdichtungen, Bodenvernässungen und Bodenverunreinigungen sind zu 
vermeiden. Das Bodengefüge bzw. wichtige Bodenfunktionen sind bei einem möglichst 
geringen Flächenverbrauch zu erhalten. 
Mit Boden ist generell sparsam und schonend umzugehen. 
 
Zur Erfüllung der Vorsorgepflicht sind Bodeneinwirkungen zu vermeiden oder zu vermindern, 
soweit dies auch im Hinblick auf den Zweck der Nutzung des Grundstücks verhältnismäßig 
ist. Vorsorgemaßnahmen sind geboten, wenn die Besorgnis einer schädlichen 
Bodenveränderung besteht.  
 
Dazu zählen z.B. 
• Bauzeitliche Minderungsmaßnahmen können Baustraßen, Absperrungen, Ausweisung 

von Lagerplätzen, Baustopp bei feuchter Witterung oder andere Maßnahmen sein. 
• Die Begrenzung des Bodendrucks von Maschinen bei Bau- oder Wartungsarbeiten kann 

eine sinnvolle Maßnahme sein. Nach Möglichkeit sollten Gesamtgewichte eingesetzter 
Maschinen und deren Bereifung bzw. Ketten angegeben werden. 

• Extensive Beweidung oder max. 3 Mahden jährlich werden als voraussichtlich sinnvoll 
eingeschätzt. 

• Zum ordnungsgemäßen Rückbau gehört es, Beeinträchtigungen für Folgenutzungen zu 
beseitigen.  

• Bauschutt oder Grobkies und Steine sollen nach dem Rückbau von Baustraßen und 
anderen Wegen nicht auf der Ackerfläche verbleiben. Belastete Bodenschichten sind 
nach Ende der PV-Nutzung ordnungsgemäß zu entfernen. 

• Zur Wiederherstellung von Bodengefügen soll eine mehrjährige Zwischenbegrünung vor 
Wiederaufnahme einer Ackernutzung geprüft werden. 

• Für die Ermittlung erforderlicher Sicherheiten sind neben Verdichtungen und dem 
Rückbau eingebrachter Schüttgüter außerdem Stoffeinträge, z.B. mögliche 
Zinkbelastungen aus Ständern und Einzäunung oder Bleibelastungen nach Bränden 
sowie eventuelle Zeiten ohne Nutzung zur Bodenregeneration zu berücksichtigen. 

9.2 ALTLASTEN 

Das Altlastenkataster für das Land Mecklenburg-Vorpommern wird vom Landesamt für 
Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern anhand der Erfassung durch 
die Landräte der Landkreise und Oberbürgermeister/Bürgermeister der kreisfreien Städte 
geführt. Entsprechende Auskünfte aus dem Altlastenkataster sind dort erhältlich. 
 
Falls bei Erdarbeiten Anzeichen von schädlichen Bodenveränderungen (z.B. abartiger, 
muffiger Geruch, anormale Färbung des Bodenmaterials, Austritt verunreinigter 
Flüssigkeiten, Reste alter Ablagerungen) auftreten, ist die untere Bodenschutzbehörde im 
Umweltamt des Landkreises umgehend zu informieren. 
Der Grundstücksbesitzer ist zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubes auf Grundlage des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und 
Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) vom 24.02.2012 S. 
212, geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 04.04.2016 S. 569 verpflichtet. 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des BBodSchG 
festgestellt, ist die Sanierung mit dem Amt abzustimmen. Dabei ist die planungsrechtlich 
zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu 
beachten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen zu vereinbaren ist. Bei der Sicherung von 
schädlichen Bodenveränderungen ist zu gewährleisten, dass durch verbleibende 
Schadstoffe langfristig keine Gefahr oder erhebliche, nachteilige Belastung für den 
Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen.  
Im Falle einer Sanierung muss der Vorhabenträger dafür sorgen, dass die Vorbelastungen 
des Bodens bzw. die Altlast soweit entfernt werden, dass die für den jeweiligen Standort 
zulässige Nutzungsmöglichkeit wieder hergestellt wird. 
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Kampfmittelbelastung 
Munitionsfunde sind nicht auszuschließen. Konkrete und aktuelle Angaben über die 
Kampfmittelbelastung sind gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des LPBK zu 
erhalten. Das Landesamt empfiehlt daher rechtzeitig vor Bauausführung ein entsprechendes 
Auskunftsersuchen! 
Rechtshinweis: 
Gemäß § 70 Abs. 1 Sicherheits- und Ordnungsgesetz M-V (SOG M-V) ist der Eigentümer 
einer Sache, die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung stört, für diese Sache 
verantwortlich. Ihm obliegt die Verkehrssicherungspflicht für sein Eigentum. Ein 
Pflichtverstoß kann zu Schadensersatzansprüchen führen. Der Bauherr ist gemäß § 52 
LBauO M-V in Verbindung mit VOB Teil C / DIN 18 299 analog verpflichtet, Angaben zu 
vermuteten Kampfmitteln im Bereich der Baustelle zu machen sowie Ergebnisse von 
Erkundungs- und Beräumungsmaßnahmen mitzuteilen. 

9.3 ABFÄLLE 

Die bei den Arbeiten anfallenden Abfälle sind laut §§ 7 und 15 KrWG einer nachweislich 
geordneten und gemeinwohlverträglichen Verwertung bzw. Beseitigung zuzuführen. 
Bauschutt und andere Abfälle sind entsprechend ihrer Beschaffenheit sach- und 
umweltgerecht nach den gesetzlichen Bestimmungen zu entsorgen (zugelassene Deponien, 
Aufbereitungsanlagen u.s.w.) 
Getrennthaltungs- und Dokumentationspflichten nach § 8 GewAbfV sind zu beachten. Die 
Abfallentsorgung der Baustelle soll innerhalb von vier Wochen nach Beendigung der 
Bauarbeiten abgeschlossen sein. 

10. DENKMALSCHUTZ 

10.1 BAUDENKMALE  

 Im Plangebiet befinden sich keine Baudenkmale. 

10.2 BODENDENKMALE 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind von den geplanten Maßnahmen keine 
Bodendenkmale betroffen. Bei Bauarbeiten können jedoch jederzeit archäologische Funde 
und Fundstellen entdeckt werden. 
 
Wer während der Baumaßnahmen Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen 
(Funde) entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 des 
DSchG M-V ein öffentliches Interesse besteht, hat dies unverzüglich anzuzeigen. 
Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer, 
zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Die Anzeige hat gegenüber 
der unteren Denkmalschutzbehörde zu erfolgen. Sie leitet die Anzeige unverzüglich an die 
Denkmalfachbehörde weiter. 
 
Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung 
erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach 
einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren 
verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies 
erfordert - vgl. § 11 Abs. 1, 2, 3 DSchG M-V. 

11. KATASTER- UND VERMESSUNGSWESEN 
Im Randbereich, aber außerhalb, des Plangebietes befindet sich ein gesetzlich geschützter 
Aufnahme- und Sicherungspunkt sowie ein Lagefestpunkt der amtlichen geodätischen 
Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Diese sind im Plan gekenn-
zeichnet. 
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Vermessungsmarken sind nach § 26 des Gesetzes über das amtliche Geoinformations- und 
Vermessungswesen (Geoinformations- und Vermessungsgesetz- GeoVermG M-V) vom 16. 
Dezember 2010 (GVOBI. M-V S. 713) gesetzlich geschützt, deshalb sind folgende Hinweise 
zu beachten: 
• Vermessungsmarken dürfen nicht unbefugt eingebracht, in ihrer Lage verändert oder 

entfernt werden. 
• Zur Sicherung der mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken des Lage-, 

Höhen- und Schwerefestpunktfeldes darf eine kreisförmige Schutzfläche von zwei 
Metern Durchmesser weder überbaut noch abgetragen oder auf sonstige Weise 
verändert werden.  

• Um die mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken auch zukünftig für 
satellitengestützte Messverfahren (z.B. GPS) nutzen zu können, sollten im Umkreis von 
30 m um die Vermessungsmarken Anpflanzungen von Bäumen oder hohen Sträuchern 
vermieden werden. 

• Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken 
dürfen nicht gefährdet werden, es sei denn, notwendige Maßnahmen rechtfertigen eine 
Gefährdung der Vermessungsmarken. 

• Wer notwendige Maßnahmen treffen will, durch die geodätische Festpunkte gefährdet 
werden können, hat dies unverzüglich dem Amt für Geoinformation, Vermessungs- und 
Katasterwesen mitzuteilen. 

• Falls Festpunkte bereits jetzt durch das Bauvorhaben gefährdet sind, ist rechtzeitig (ca. 
4 Wochen vor Beginn der Baumaßnahme) ein Antrag auf Verlegung des Festpunktes 
beim Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen zu stellen. 

• Ein Zuwiderhandeln gegen die genannten gesetzlichen Bestimmungen ist eine 
Ordnungswidrigkeit und kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro geahndet werden.  

 
Entsprechend ist auch mit Grenzsteinen von Grundstücksgrenzen zu verfahren, falls diese 
von den Baumaßnahmen berührt werden. Die Arbeiten für die Sicherung bzw. 
Wiederherstellung der Punkte sollten durch das Katasteramt bzw. von zugelassenen 
öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren ausgeführt werden. 

12. BAUMAßNAHMEN ENTLANG DER BAHN 
Der Solarpark wird auf Flächen nördlich der Eisenbahnstrecke Nr. 6921 (Wismar – Rostock 
Hbf). errichtet. Infrastrukturbetreiberin für diese Strecke ist die DB Netz AG, eine Eisenbahn 
des Bundes.  
Von dem Bebauungsplan ist der Bahnübergang (BÜ) bei Bahn-km 7,793 direkt betroffen. Es 
handelt sich um einen ungesicherten Bahnübergang. Daher sind unbedingt die Sichtflächen 
am BÜ freizuhalten. Der Bereich der Sichtflächen befindet sich außerhalb des Plangebietes 
und ist im Plan dargestellt. Im Interesse der Verkehrssicherheit dürfen, die im Anhang 
markierten, freizuhaltenden Sichtflächen nicht bebaut werden. 
Bei den DB-Flächen handelt es sich um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen, die dem 
Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen. Änderungen an 
Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen demnach dem Genehmigungsvorbehalt des EBA (§ 
23 Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 BEVVG i.V.m. § 18 AEG). 
 
Die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche 
Bestimmungen sind einzuhalten. Das bedeutet allerdings nicht, dass die aufgrund der 
konkreten technischen Gestalt einer Eisenbahnstrecke sowie der für den Bahnbetrieb zu 
fordernde Sicherheit nicht ein anderer Abstand vorzusehen ist. Der Abstand zu den Anlagen 
der Eisenbahnstrecke bedarf darum grundsätzlich der Abstimmung mit dem anlage-
verantwortlichen Eisenbahninfrastrukturbetreiber 
 
Die Sorgfaltspflicht des Bauherrn und die Verkehrssicherungspflicht (§§ 823 ff. BGB) des 
Grundstückseigentümers sind zu beachten.  
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Werden Kreuzungen von Bahnstrecken mit Leitungen erforderlich, so sind hierfür 
entsprechende kostenpflichtige Kreuzungs- bzw. Gestattungsanträge bei DB AG, DB 
Immobilien zu stellen. 
 
Eine Kabel- und Leitungsermittlung im Grenzbereich bzw. auf dem Baugrundstück wurde 
seitens der DB Netz AG nicht durchgeführt. Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im 
unmittelbaren Bereich von DB Liegenschaften jederzeit mit dem Vorhandensein 
betriebsnotwendiger Kabel, Leitungen oder Verrohrungen gerechnet werden muss. 
Entsprechende Anfragen sind an die DB AG zu richten. 
 
Allgemeine Hinweise 
Die Sicherheit beim Betrieb der Bahn darf sowohl für den vorgesehenen Betrieb, als auch für 
die Phase der Errichtung der PV-Anlage nicht beeinträchtigt oder gar gefährdet werden. Der 
Betreiber der geplanten Photovoltaikanlagen hat deshalb sicherzustellen,  
• dass die baulichen Anlagen nicht die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere 

Leben und Gesundheit gefährden, 
• die Sicherheit des öffentlichen Verkehrs gewahrt bleibt, 
• dass von der geplanten Anlage (den Modulen) keine Blendwirkungen auf den 

Eisenbahnverkehr und den am Eisenbahnverkehr beteiligten Personen, wie z.B. 
Triebfahrzeugführer, ausgehen. 
Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom 
Vorhabenträger entsprechende Abschirmungen anzubringen. 

• dass durch Bau, Bestand und Betrieb der Photovoltaikanlage keinerlei negativen 
Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs entstehen. 

 
Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, 
• dass ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie 

sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 
EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und 
dauerhaft auszuschließen ist. Dies gilt auch während der Bauzeit. 

• dass es verboten ist, Bahnanlagen zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken 
oder sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen oder andere 
betriebsstörende oder betriebsgefährdende Handlungen vorzunehmen. 

• dass aus Schäden und Beeinträchtigungen die Leistungsfähigkeit der Anlage 
(Schattenwurf usw.), die auf den Bahnbetrieb zurückzuführen ist, keine Ansprüche 
gegenüber der DB AG sowie bei den auf der Strecke verkehrenden 
Eisenbahnverkehrsunternehmen geltend gemacht werden können. 

• dass durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen Emissionen 
(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase etc.) entstehen, die zu Immissionen an 
benachbarter Bebauung führen können. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb 
ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen 
Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. 
vorzunehmen. 

• dass das Bahngelände weder im noch über dem Erdboden überbaut werden darf. 
Grenzsteine sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt 
werden. Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu 
setzen. 

• dass Oberflächenwasser nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden dürfen. 
Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion nicht 
beeinträchtigt werden. Es dürfen keine schädlichen Wasseranreicherungen im 
Bahnkörper auftreten. 

• dass künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur 
Instandhaltung und dem Unterhalt in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb der 
Deutschen Bahn weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren sind. 

• dass die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit aller durch die Errichtung und die 
geplante Maßnahme betroffenen oder beanspruchten Betriebsanlagen der Eisenbahn 
ständig und ohne Einschränkungen, auch insbesondere während der Baudurchführung, 
zu gewährleisten ist. 
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• dass Flucht- bzw. Rettungswege freizuhalten sind, um die Sicherheitspflichten nach § 4 
AEG erfüllen zu können. Zusätzlich sind Zuwegungen freizuhalten bzw. Wegerecht 
einzuräumen, um die Instandhaltung der Bahnanlagen zu gewährleisten 

• dass bei allen Arbeiten im Bereich von Anlagen der Eisenbahnen des Bundes (EdB) das 
bautechnische Regelwerk der DB Netz AG in Verbindung mit der „Eisen-
bahnspezifischen Liste Technischer Baubestimmungen“ (ELTB) der Deutschen Bahn 
AG zu beachten ist. 

• dass für alle zu Schadensersatz verpflichtenden Ereignisse, welche aus der 
Vorbereitung, der Bauausführung und dem Betrieb des Vorhabens abgeleitet werden 
können und sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahn auswirken, eine Haftung des 
Bauherrn ergeben kann. 

 
 
 
 
 
 
Gebilligt durch die Gemeindevertretung am :     …23.11.2022... 
 
 
Ausgefertigt am:      ……………..…. ……………..…. 
           Der Bürgermeister 
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